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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  2 BU 5/91 

 

 

 

............................................., 

 

 

 

Kläger und Beschwerdeführer, 

 

Prozeßbevollmächtigte: ....................., 

 

 

 

 

g e g e n 

 

 

Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 

Hamburg 1, Mönckebergstraße 7, 

 

 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 

 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. März 1991 durch den Vizepräsidenten 

Prof. Dr. K r a s n e y sowie die Richter W i e s t e r und v o n W u l f f e n beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 29. November 1990 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger ist mit seinem Begehren, ihm eine Verletztenrente aus der gesetzlichen 

Unfallversicherung zu gewähren, ohne Erfolg geblieben (Bescheide vom 23. September 

1987, 24. September 1987 und 27. Dezember 1978, Widerspruchsbescheid vom 

22. Februar 1979; Urteile des Sozialgerichts -SG- Aurich vom 29. November 1988 - S 3 U 

129/87 - und des Landessozialgerichts -LSG- Niedersachsen vom 29. November 

1990 - L 6 U 64/89 -). 

 

Seine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist unzulässig. Die dazu 

gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) festgelegten gesetzlichen Form. Die Beschwerde war 

deshalb entsprechend § 169 SGG und mit der Kostenfolge entsprechend § 193 SGG zu 

verwerfen. 

 

Nach der ständigen Rechtsprechung erfordert § 160a Abs 2 Satz 3 SGG, daß die 

Zulassungsgründe schlüssig dargetan werden (BSG SozR 1500 § 160a Nrn 34, 47, 54, 

58). Daran fehlt es der Beschwerde. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der 

geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist. Solche berücksichtigungsfähigen Beweisanträge hat der Beschwerdeführer 

nicht bezeichnet. Das gilt zum einen für seine Rüge, das LSG habe die Akten der AOK 

nicht beigezogen und vertrauensärztliche Unterlagen nicht verwertet. Zum anderen gilt 

das aber auch für die Rüge, das Gericht sei seinem Vortrag über einen Hörschaden als 

Unfallfolge nicht nachgegangen, obwohl er unter Beweisantritt gestellt worden sei. 

Ausweislich der Sitzungsniederschrift vom 29. November 1990 hat der damals 

rechtskundig durch Assessor F.      vom Reichsbund vertretene Kläger einen solchen 

Beweisantrag nicht mehr gestellt. Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats ist 

daher davon auszugehen, daß er möglicherweise vorher gestellte Beweisanträge nicht 

mehr aufrechterhalten hat. 
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